
4. Tagung der Föderationssynode 
der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland 
vom 15.03. bis 17.03.2007 in Oberhof DS 8/3 
 
 

Auszug aus: 
 

Kirchengesetz über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten  
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Kirchenbeamtengesetz der EKD - KBG.EKD) 
 

Vom 10. November 2005 
 
 

§ 2 
Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 

 
(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse. Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, über die die Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder 
ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt. 
 
(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren) besitzen das Recht, 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu haben (Dienstherrnfähigkeit), soweit 
das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Ein-
schränkungen vorsieht.  
 
 

§4 
Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte,  

Vorgesetzte, Dienstaufsicht 
 
(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind jeweils die in 
§ 2 Abs. 1 genannten Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
eines Dienstherrn nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchli-

Entwurf 
 

Kirchengesetz zur Ausführung des Kirchengesetzes über die  
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten  

in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
 
 
 

 
§ 1 

(zu § 2 KBG) 
 

Dieses Kirchengesetz regelt das Dienstverhältnis der Frauen und Männer, die 
von der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland oder einer ihrer 
Teilkirchen zu Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten ernannt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2 
(zu § 4 Abs. 4) 

 
(1) Oberste Dienstbehörde für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist je 
nach der Anstellungsträgerschaft  
a) die Kirchenleitung der Föderation, 
b) die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 

oder 
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chen Zusammenschlüsse neben dem Dienstherrn auch die aufsichtsführende 
Kirche Fürsorge und Schutz; die Treuepflicht dieser Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten besteht auch gegenüber der aufsichtsführenden Kirche. 
 
(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist 
die oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen Dienstbereich sie ein Amt be-
kleiden. 

(3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamtenrechtliche Ent-
scheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihnen nachgeordneten 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zuständig sind. Vorgesetzte sind die-
jenigen, die ihnen für ihre dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen können. 

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde üben die Dienstauf-
sicht nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der Regelungen aus, die die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich treffen. 
 
 

§ 15 
Amtsbezeichnungen 

 
(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten wer-
den von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und den 
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen je für ihren Bereich geregelt. 
 
 
 

§ 28 
Arbeitszeit 

 
(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich.  
 
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, ohne Vergütung 
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn dienstliche Ver-

c) der Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen. 
 
(2) Die allgemeine Dienstaufsicht führt 
a)  über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des Kirchenamtes am 

jeweiligen Standort die Präsidentin oder der Präsident bzw. die Vizepräsi-
dentin oder der Vizepräsident, 

b)  über die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten des Rechnungsprüfungs-
amtes die zuständige (Landes-) Bischöfin oder der zuständige (Landes-) Bi-
schof. 

c)  über die außerhalb des Kirchenamtes tätigen Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten die für die jeweilige Dienststelle zuständige Dezernatsleitung 
im Kirchenamt. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 3 
(zu § 15) 

 
Die Kirchenleitung der Föderation setzt die Amtsbezeichnungen der Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten fest, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist oder sie die Ausübung dieser Befugnis anderen Stellen überträgt. Im Übrigen 
gilt § 81 Bundesbeamtengesetz entsprechend. 
 
 

§ 4 
(zu § 28 KBG) 

 
Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten wird durch 
Rechtsverordnung geregelt. 
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über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn dienstliche Ver-
hältnisse dies erfordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. 
Ein Ausgleich von Mehrarbeit kann im Rahmen der Bestimmungen nach 
Absatz 1 vorgesehen werden. 
 
 

§ 42 
Beurteilung 

 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßgabe des Rechts der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse beurteilt. 
 
 

§ 48 
Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

 
Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen können die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. 
In der Rechtsverordnung kann insbesondere bestimmt werden,  
1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder mehrere Nebentä-

tigkeiten die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Nr. 1 in der Regel als erfüllt 
gilt, 

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit Dienstbezü-
gen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Nebentätigkeiten ganz oder teil-
weise an den Dienstherrn abzuführen; 

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienstherrn unverzüglich 
nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrechnung über die Vergü-
tungen und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;  

4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zur 
Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material des 
Dienstherrn in Anspruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt 
hierfür zu entrichten ist.  

 
 

 
 

 
 

 
 

§ 5 
(zu § 42) 

 
Die Beurteilung und die Beförderung von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten wird durch Rechtsverordnung geregelt. 
 

 
 

§ 6 
(zu § 48) 

 
Die Ausübung von Nebentätigkeiten bestimmt sich entsprechend §§ 4 bis 6 der 
Verordnung über die Nebentätigkeit der Pfarrer und Pastorinnen sowie der Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Thüringen vom 18. Februar 2003 in der jeweils geltenden Fassung.   
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§ 51 
Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen 

 
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf 
Probe können  
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder 
2. nach Vollendung des 55. Lebensjahres bis zum Beginn des Ruhestandes  
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen. Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach 
§ 50, die Dauer von zwölf Jahren nicht überschreiten. 
 
(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf 
Probe kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder 
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Der Teildienst kann der Dauer und 
dem Umfang nach nachträglich beschränkt werden, soweit besondere dienstli-
che oder kirchliche Interessen dies erfordern. 
 
(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1 und 2 sollen auf 
Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder 
dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. 
 
(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz je für 
ihren Bereich Regelungen über den Altersteildienst treffen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 
(zu § 51) 

 
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auf ihren Antrag, der sich auf 
die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Teilbeschäftigung 
mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit (Altersteildienst) bewilligt werden, 
wenn  
1. sie das 55. Lebensjahr vollendet haben, 
2. sie in den letzten fünf Jahren vor Beginn des Altersteildienstes insgesamt 

mindestens drei Jahre vollbeschäftigt waren, 
3. der Altersteildienst vor dem 1. Januar 2010 beginnt und 
4. dienstliche Belange nicht entgegen stehen. 
Bei Satz 1 Nr. 2 bleiben Teilbeschäftigungen mit geringfügig verringerter Ar-
beitszeit außer Betracht. 
 
(2) Der Altersteildienst kann auch in der Weise bewilligt werden, dass die oder 
der Betroffene die bis zum Beginn des Ruhestandes zu erbringende Dienstleis-
tung vollständig vorab leistet und unmittelbar anschließend unter Fortzahlung 
der Besoldung beurlaubt wird (Blockmodell). Die Dauer der Beurlaubung muss 
mindestens ein Jahr betragen.  
 
(3) Altersteildienst nach dem Blockmodell kann auch bewilligt werden, wenn 
eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nr. 2 nicht erfüllt. In solchen Fällen wird die oder der Betroffene 
entsprechend der bisherigen oder früheren Einschränkung des Dienstumfangs 
weiterbeschäftigt und unmittelbar anschließend bis zum Beginn des Ruhestan-
des unter Fortzahlung der Besoldung beurlaubt.  
 
(4) Über die Bewilligung des Altersteildienstes entscheidet das Kirchenamt. Die 
Entscheidung bedarf je nach Anstellungsträgerschaft der Zustimmung der Kir-
chenleitung der Föderation, der Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen oder des Landeskirchenrates der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen. 
 
(5) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Altersteildienst auf Antrag 
der oder des Betroffenen abgebrochen werden. Absatz 4 Satz 2 findet entspre-
chende Anwendung.  
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§ 67 
Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze 

 
(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit können 
auch ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf eigenen Antrag in den Ruhe-
stand versetzt werden, wenn sie 
1. das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 
2. schwerbehindert im Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts sind und 

das 60. Lebensjahr vollendet haben. 
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Rechts-
verordnung bestimmen, dass einem Antrag nach Nummer 2 nur entspro-
chen werden darf, wenn sich die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte 
unwiderruflich verpflichtet, nicht mehr als einen festzulegenden Höchstbe-
trag aus Beschäftigungen oder Erwerbstätigkeiten hinzuzuverdienen. 
 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch 
Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in Absatz 1 genannten 
Altersgrenzen abweichen. 
 
 

§ 88 
Leistungsbescheid 

 
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüssen können nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Kir-
chenbeamtenverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen. Die Mög-
lichkeit, einen Anspruch durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unbe-
rührt. 

 
(6) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten, die das 60. Lebensjahr vollendet 
haben, ist auf Antrag Altersteildienst zu bewilligen. 

 
 

§ 8 
(zu § 67) 

 
Für Kirchenbeamtinnen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, die 
bis zum 31. Dezember 2007 ihr 60. Lebensjahr vollendet haben, gelten § 104 
Abs. 2 Nr. 1 Pfarrergesetz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands sowie die Artikel 104 a und 104 b Abs. 2 Kirchengesetz zur  
Übernahme und Ergänzung des Pfarrergesetzes in der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 9 
(zu § 88) 

 
Ansprüche aus dem Kirchenbeamtenverhältnis können durch Leistungsbescheid 
geltend gemacht werden. 
 
 
 

 


